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a) Dem für einen M ietzahlungsverzug des M ieters gemäß 
§ 286 Abs. 4 BGB erforderlichen Vertretenm iissen steht nicht 
entgegen, dass er, um die M iete entrichten zu können, auf 
Sozialleistungen einer öffentlichen Stelle angew iesen ist und 
diese Leistungen rechtzeitig beantragt hat.
b) K ündigt der Vermieter in solch einem Fall gem äß § 543
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BGB aus w ichtigem  Grund, findet eine Be­
rücksich tigung von persönlichen Umständen und Zum utbar­
keitserw ägungen grundsätzlich nicht statt. V ielm ehr sind die 
nach d ieser Vorschrift allein auf den Um stand des Zahlungs­
verzugs abstellenden K ündigungsgründe vom G esetzgeber so 
konzip iert w orden , dass bei E rfüllung der tatbestandlichenn 
V oraussetzungen des § 543 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BGB bereits 
ein w ichtiger Grund zur fristlosen K ündigung gegeben ist 
und die in § 543 Abs. 1 BGB genannten A bw ägungsvoraus­
setzungen nicht noch zusätzlich erfü llt sein müssen................... 134

a) D er Vermieter, der eine W ohnung auf unbestim m te Zeit 
verm ietet, obwohl er entw eder entschlossen ist oder zum in­
dest erwägt, sie alsbald selbst in Gebrauch zu nehmen, setzt 
sich mit einer später hierauf gestützten E igenbedarfskündi­
gung zu seinem früheren Verhalten in W iderspruch, wenn er 
den M ieter, der mit einer längeren M ietdauer rechnet, bei Vcr- 
tragsschluss nicht über die Aussicht einer begrenzten M iet­
dauer aufklärt. D ie ausgesprochene E igenbedarfskündigung 
ist in diesen Fällen wegen Rechtsm issbrauchs unw irksam .
b) D er Vermieter ist w eder verpflichtet, von sich aus vor 
Abschluss eines unbefristeten M ietvertrags unaufgefordert 
Erm ittlungen über einen möglichen künftigen Eigenbedarf 
anzustellen (sogenannte »Bedarfsvorschau«) noch den M ieter 
ungefragt über mögliche oder konkret vorhersehbare E igen­
bedarfssituationen zu unterrichten.
c) D aher liegt kein Rechtsm issbrauch vor, wenn der Ver­
m ieter einen unbefristeten M ietvertrag wegen eines nach 
Vertragsschluss entstandenen Eigenbedarfs künd igt und das 
Entstehen dieses Eigenbedarfs für ihn zw ar im Rahm en einer 
»Bedarfsvorschau« erkennbar gewesen wäre, er jedoch bei 
Vertragsabschluss eine solche Kündigung nicht zum indest 
erwogen hat.
d) Etwas anderes ha: a llerdings dann zu gelten, wenn der Ver­
m ieter anlässlich des Vertragsabschlusses von sich aus oder auf 
Fragen des M ieters vorsätzlich unrichtige Angaben über den 
derzeitigen Stand ihm bekannter, für die Beurteilung einer Ei­
genbedarfssituation maßgebender Tatsachen gemacht hat.......  145

Bei Franchiseverträgen, die ein im W esentlichen anonym es 
M assengeschäft betreffen, rechtfertigt eine bloß faktische 
K ontinuität des Kundenstamms nach Vertragsbeendigung 
eine entsprechende Anw endung der auf H andelsvertreter zu ­
geschnittenen Bestimm ung des § 89b HGB nicht........................  166



a) Aus den vom Versicherer zu bildenden R ückstellungen für 
B eitragsrückerstattung (§§ 56a, 56b VAG) sind sowohl die 
Beteiligung an dem Überschuss gem äß § 153 Abs. 2 VVG als 
auch die Bewertungsreserven gemäß § 153 Abs. 3 W G  zu b il­
den. H at der Versicherer die Bewertungsreserven nach einem 
verursachungsorientierten Verfahren erm ittelt, sind diese aus 
der Rückstellung für B eitragsrückerstattung auszuzahlen.
b) § 315 BGB findet im Rahm en der Regelung der Über­
schussbeteiligung gemäß § 153 W G  keine A nw endung..........

a) Zur unangemessenen Verfahrensdauer im Sinne von § 198 
Abs. 1 Satz 1 GVG, w enn das der Entschädigungsklage zu ­
grunde liegende Ausgangsverfahren zu einer V ielzahl von 
gleich oder ähnlich gelagerten (»M assen-«)V erfahren gehört 
(hier: mehr als 4.000 K läger), das deshalb einstweilen zurück- 
gestellt w ird, w eil das Ausgangsgericht »M usterverfahren« 
oder »P ilotverfahren«, die die ganze »F allb reite« ausschöpfen, 
ausw ählt und vorrangig betreibt. A uf das Vorliegen der Vor­
aussetzungen des § 148 ZPO kom mt es dabei nicht an.
b) Zür Frage, inw iew eit einer Partei, gegen die eine V iel­
zahl von Verfahren betrieben w ird , ein fühlbarer im m a­
terie ller N achteil dadurch entsteht, dass einzelne dieser 
Verfahren nicht in angem essener Zeit erled igt w erden (W ider­
legung der Verm utung gemäß § 198 Abs. 2 Satz 1 G VG ).........


